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(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 3. Mai 2006

zum Entwurf der vom Königreich der Niederlande nach Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag
notifizierten einzelstaatlichen Bestimmungen zur Festlegung von Grenzwerten für die

Partikelemissionen von Kraftfahrzeugen mit Dieselmotor

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2006) 1791)

(Nur die niederländische Fassung ist verbindlich)

(2006/372/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95 Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

I SACHVERHALT

1. Einschlägiges Gemeinschaftsrecht

(1) In Anhang I Nummer 5.3.1.4 der Richtlinie 98/69/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13.
Oktober 1998 über Maßnahmen gegen die Verunreini-
gung der Luft durch Emissionen von Kraftfahrzeugen und
zu Änderung der Richtlinie 70/220/EWG des Rates vom
20. März 1970 zur Angleichung der Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen die Verun-
reinigung der Luft durch Abgase von Kraftfahrzeugmoto-
ren mit Fremdzündung (1) wird der Grenzwert für die
Partikelemissionen von Dieselfahrzeugen der Klasse M
(im Sinne von Anhang I Teil A der Richtlinie
70/156/EWG des Rates vom 6. Februar 1970 zur An-
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über
die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahr-
zeuganhänger (2)) auf 25 Milligramm pro Kilometer fest-
gesetzt. Ausgenommen sind Fahrzeuge der Klasse M mit
einer zulässigen Gesamtmasse über 2 500 kg und Fahr-
zeuge der Klass N1 Gruppe I. Dieser Grenzwert gilt seit
dem 1. Januar 2005 für neue Fahrzeugtypen und seit
dem 1. Januar 2006 für alle Neufahrzeuge. Für Diesel-
fahrzeuge der Klasse N1 Gruppe II beträgt der Grenzwert
der Partikelemissionen 40 Milligramm pro km, für Die-
selfahrzeuge der Klasse N1 Gruppe II und der Klasse M
mit einer zulässigen Gesamtmasse über 2 500 kg beträgt
er 60 Milligramm pro Kilometer. Die beiden letzten

Grenzwerte gelten seit dem 1. Januar 2006 für neue
Fahrzeugtypen und ab dem 1. Januar 2007 für alle Neu-
fahrzeuge.

(2) Nach Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 98/69/EG „dürfen
die Mitgliedstaaten … aus Gründen, die sich auf die Luft-
verunreinigung durch Fahrzeugemissionen beziehen,

— weder die Erteilung der EG-Typgenehmigung gemäß
Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 70/156/EWG ver-
weigern noch

— die Erteilung der Betriebserlaubnis mit nationaler Gel-
tung verweigern noch

— die Zulassung, den Verkauf oder die Inbetriebnahme
von Fahrzeugen gemäß Artikel 7 der Richtlinie
70/156/EWG verbieten,

wenn die Fahrzeuge den Vorschriften der Richtlinie
70/220/EWG in der durch die vorliegende Richtlinie ge-
änderten Fassung entsprechen.“

(3) Am 21. Dezember 2005 nahm die Kommission einen
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parla-
ments und des Rates über die Typgenehmigung von
Kraftfahrzeugen hinsichtlich ihrer Emissionen, über den
Zugang zu Reparaturinformation für Kraftfahrzeuge und
zur Änderung der Richtlinien 72/306/EWG und
…/…/EG (3) an. Darin ist eine Senkung des Grenzwertes
für die Partikelemissionen von Dieselfahrzeugen auf 5
Milligramm pro Kilometer vorgesehen. Dieser neue
Grenzwert wird für neue Fahrzeugtypen der Klassen M
und N1 Gruppe I 18 Monate und 1 Tag nach dem In-
krafttreten der Verordnung und für alle Neufahrzeuge der
Klassen M und N1 Gruppe I 36 Monate nach ihrem In-
krafttreten verbindlich.
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(4) Die Richtlinie 1999/30/EG des Rates vom 22. April
1999 über Grenzwerte für Schwefeldioxid, Stickstoffdi-
oxid und Stickstoffoxide, Partikel und Blei in der Luft (4)
legt in Verbindung mit der Richtlinie 96/62/EG des Rates
vom 27. September 1996 über die Beurteilung und die
Kontrolle der Luftqualität (5) Grenzwerte für die Konzent-
ration von PM10 fest. PM10 ist definiert als „die Partikel,
die einen größenselektierenden Lufteinlass passieren, der
für einen aerodynamischen Durchmesser von 10 μm eine
Abscheidewirksamkeit von 50 % aufweist“. Nach Artikel
5 der Richtlinie 99/30/EG sind diese Grenzwerte seit dem
1. Januar 2005 verbindlich. Nach Anhang III derselben
Richtlinie beträgt der Jahresgrenzwert für den Schutz der
menschlichen Gesundheit 40 μg/m3, der 24-Stunden
Grenzwert für den Schutz der menschlichen Gesundheit
beträgt 50 μg/m3 und darf nicht öfter als 35 Mal pro
Kalenderjahr überschritten werden.

(5) Artikel 7 Absatz 3 der Richtlinie 96/62/EG bestimmt:
„Die Mitgliedstaaten erstellen Aktionspläne, in denen die
Maßnahmen angegeben werden, die im Fall der Gefahr
einer Überschreitung der Grenzwerte und/oder der
Alarmschwellen kurzfristig zu ergreifen sind, um die Ge-
fahr der Überschreitung zu verringern und deren Dauer
zu beschränken. Diese Pläne können, je nach Fall, Maß-
nahmen zur Kontrolle und, soweit erforderlich, zur Aus-
setzung der Tätigkeiten vorsehen, die zu einer Über-
schreitung der Grenzwerte beitragen, einschließlich des
Kraftfahrzeugverkehrs.“

2. Notifizierte einzelstaatliche Rechtsvorschrift

(6) Das Königreich der Niederlande hat der Kommission den
Entwurf einer Verordnung übermittelt, die für Nutzfahr-
zeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse bis 1 305 kg
(Fahrzeugklasse N1 Gruppe I) und für Pkw (Fahrzeug-
klasse M1) im Sinne der Definitionen in Artikel 1.1 (h)
und 1.1 (at) des Voertuigreglement einen Grenzwert der
Partikelemissionen von 5 mg/km verbindlich festlegt.
Dieser Grenzwert soll für alle Dieselfahrzeuge gelten,
die nach dem 31. Dezember 2006 erstmalig zugelassen
werden. Damit wird die Ausrüstung dieser Fahrzeuge mit
einem Partikelfilter unumgänglich.

(7) Die von den niederländischen Behörden notifizierte Maß-
nahme besteht in einer Änderung der Rechtsvorschrift,
die die Anforderungen festlegt, die Kraftfahrzeuge und
ihre Komponenten während ihrer gesamten Nutzungs-
dauer jederzeit erfüllen müssen (Voertuigreglement). Die
Erfüllung dieser Anforderungen wird im Rahmen der
technischen Überwachung regelmäßig überprüft, ihre
Überprüfung kann auch von der Polizei veranlasst wer-
den.

(8) Der beigefügten Begründung zufolge betrifft die Rechts-
vorschrift nicht das Typgenehmigungsverfahren. Anschei-
nend wird einem in einem anderen Mitgliedstaat nach
dem EG-Verfahren typgenehmigten Fahrzeug nicht die
Zulassung in den Niederlanden verweigert, und Fahr-
zeuge, die die Anforderungen der Richtlinie
70/220/EWG in der Fassung der Richtlinie 98/69/EG
erfüllen, sollten weiterhin in den Niederlanden typgeneh-
migt werden. Wenn aber solche Fahrzeuge erstmalig im
Rahmen der technischen Überwachung oder auf Veran-
lassung der Polizei geprüft werden, wird festgestellt, dass
sie den Bestimmungen der notifizierten Rechtsvorschrift
nicht entsprechen.

(9) Die notifizierte Rechtsvorschrift hat also zur Folge, dass
ab dem 1. Januar 2007 Neufahrzeuge der Klassen N1
Gruppe I und M1, die mehr als 5 mg/km Partikel emit-
tieren, nicht mehr betrieben werden dürfen.

II VERFAHREN

(10) Mit Schreiben vom 2. November 2005 teilte das König-
reich der Niederlande der Kommission nach Artikel 95
Absatz 5 EG-Vertrag seine Absicht mit, eine Verordnung
zur Begrenzung der Partikelemissionen von Kraftfahrzeu-
gen mit Dieselmotor zu erlassen, die von den Bestim-
mungen der Richtlinie 98/69/EG abweicht.

(11) Mit Schreiben vom 23. November 2005 bestätigte die
Kommission der niederländischen Regierung den Emp-
fang der Notifizierung nach Artikel 95 Absatz 5 EG-Ver-
trag und teilte ihr mit, dass die Sechsmonatsfrist nach
Artikel 95 Absatz 6 EG-Vertrag am 5. November
2005, dem Tag nach Eingang der Mitteilung, angelaufen
war.

(12) Mit Schreiben vom 17. Januar 2006 unterrichtete die
Kommission die übrigen Mitgliedstaaten von der vom
Königreich der Niederlande eingegangenen Notifizierung.
Sie machte die Notifizierung ferner im Amtsblatt der Eu-
ropäischen Union (6) bekannt, um andere interessierte
Kreise über die vom Königreich der Niederlande geplante
einzelstaatliche Maßnahme und die dafür angegebenen
Gründe zu informieren.

(13) Mit Schreiben vom 10. März 2006 informierten die nie-
derländischen Behörden die Kommission über einen aus
neuerer Zeit stammenden Bericht der niederländischen
Umweltagentur mit dem Titel „New understanding of
the scale of the particulate matter problem“, aus dem
hervorgeht, dass die PM10-Konzentrationen 10 bis 15 %
niedriger sind als bisher angenommen.
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(14) Um die von den niederländischen Behörden vorgebrach-
ten Argumente zu prüfen, holte die Kommission den
fachlichen Rat eines Expertenkonsortiums ein, das vom
niederländischen Forschungsinstitut TNO (Nederlandse
Organisatie voor toegepast-natuurwetenschappelijk on-
derzoek) koordiniert wurde. Das Konsortium legte seinen
Bericht am 27. März 2006 vor (7).

III RECHTLICHE BEURTEILUNG

1. Prüfung der Zulässigkeit

(15) Nach Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag „teilt ein Mitglied-
staat, der es nach dem Erlass einer Harmonisierungsmaß-
nahme durch den Rat oder die Kommission für erforder-
lich hält, auf neue wissenschaftliche Erkenntnisse gestüt-
zte einzelstaatliche Bestimmungen zum Schutz der Um-
welt oder der Arbeitumwelt aufgrund eines spezifischen
Problems für diesen Mitgliedstaat, das sich nach dem
Erlass der Harmonisierungsmaßnahme ergibt, einzufüh-
ren, die in Aussicht genommenen Bestimmungen sowie
die Gründe für die Einführung der Kommission mit.“

(16) Mit ihrer Notifizierung beantragen die niederländischen
Behörden die Genehmigung, neue einzelstaatliche Bestim-
mungen einzuführen, die von der Richtlinie 70/220/EWG
in der Fassung der Richtlinie 98/69/EG abweichen. Diese
Richtlinie ist eine Maßnahme zur vollständigen Harmo-
nisierung der technischen Vorschriften für die Typgeneh-
migung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich ihrer Schad-
stoffemissionen. Sie legt für die Partikelemissionen von
Pkw und leichten Nutzfahrzeugen mit Dieselmotor einen
Grenzwert von 25 mg/km fest.

(17) Beim Vergleich der Bestimmungen der Richtlinie
70/220/EWG in der Fassung der Richtlinie 98/69/EG
mit den von den niederländischen Behörden notifizierten
einzelstaatlichen Bestimmungen zeigt sich, dass die ge-
plante niederländische Verordnung aus Gründen der Be-
grenzung der Luftverschmutzung durch Emissionen von
Kraftfahrzeugen strengere Vorschriften für deren techni-
sche Überwachung enthält als die Richtlinie. Insbesondere
wird in der notifizierten Verordnung für Nutzfahrzeuge
mit einer zulässigen Gesamtmasse bis 1 305 kg (Fahr-
zeugklasse N1 Gruppe I) und für Pkw (Fahrzeugklasse
M1) ein Partikelgrenzwert von 5 mg/km verbindlich fest-
legt. Damit können Fahrzeuge dieser Klassen, die den
Anforderungen der Richtlinie 70/220/EWG in der Fas-
sung der Richtlinie 98/69/EG entsprechen, in den Nieder-
landen nicht mehr betrieben werden. Es ist zu beachten,
dass die Richtlinie wirkungslos würde, könnten die Mit-
gliedstaaten aus Gründen der Begrenzung der Luftver-
schmutzung durch Emissionen von Kraftfahrzeugen ab-
weichende Vorschriften für deren technische Überwa-
chung erlassen. Eine EG-Typgenehmigung muss über ei-
nen Zeitraum gültig bleiben, der deutlich über den Zeit-
punkt der ersten technischen Überprüfung des Fahrzeugs

hinaus geht. Jede andere Auslegung würde es den Mit-
gliedstaaten ermöglichen, das EG-Typgenehmigungssys-
tem zu unterlaufen.

(18) Wie in Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag vorgesehen haben
die niederländischen Behörden der Kommission den
Wortlaut der von ihnen geplanten Bestimmungen notifi-
ziert, die über die Anforderungen der Richtlinie
70/220/EWG in der Fassung der Richtlinie 98/69/EG
hinaus gehen. Dem Antrag auf Genehmigung dieser Be-
stimmungen hatten sie eine Darlegung der Gründe bei-
gefügt, die nach ihrer Auffassung die Einführung dieser
Bestimmungen rechtfertigen.

(19) Der Antrag der Niederlande auf Genehmigung einzel-
staatlicher Bestimmungen, die von den Bestimmungen
der Richtlinie 70/220/EWG in der Fassung der Richtlinie
98/69/EG abweichen, ist deshalb nach Artikel 95 Absatz
5 EG-Vertrag zulässig.

2. Prüfung in der Sache

(20) Nach Artikel 95 EG-Vertrag muss die Kommission sicher-
stellen, dass alle Voraussetzungen gegeben sind, unter
denen ein Mitgliedstaat unter Berufung auf diesen Artikel
von einer Harmonisierungsmaßnahme abweichen kann.

(21) Sie muss deshalb prüfen, ob die in Artikel 95 Absatz 5
genannten Bedingungen erfüllt sind. Danach müssen von
einer Harmonisierungsmaßnahme abweichende einzel-
staatliche Bestimmungen begründet sein durch:

a) neue wissenschaftliche Erkenntnisse zum Schutz der
Umwelt oder der Arbeitsumwelt,

b) ein spezifisches Problem für diesen Mitgliedstat, das
sich nach dem Erlass der Harmonisierungsmaßnahme
ergibt.

(22) Nach Artikel 95 Absatz 6 EG-Vertrag muss die Kommis-
sion, falls sie abweichende einzelstaatliche Bestimmungen
für gerechtfertigt hält, außerdem prüfen, ob sie ein Mittel
zur willkürlichen Diskriminierung und eine verschleierte
Beschränkung des Handels zwischen den Mitgliedstaaten
darstellen und ob sie das Funktionieren des Binnenmark-
tes behindern.

(23) Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes
sind gemeinschaftsrechtliche Bestimmungen, die Abwei-
chungen von den Grundsätzen der einheitlichen Anwen-
dung des Gemeinschaftsrechts und der Einheit des
Binnenmarktes zulassen, eng auszulegen. Artikel 95
Absatz 5 EG-Vertrag ist eine solche Bestimmung. Bei
ihrer Auslegung ist deshalb darauf zu achten, dass ihr
Anwendungsbereich nicht auf andere als die Fälle ausge-
weitet wird, die in ihr ausdrücklich vorgesehen sind.
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(24) In Anbetracht des durch Artikel 95 Absatz 6 EG-Vertrag
vorgegebenen Zeitrahmens muss sich die Kommission
bei ihrer Entscheidung darüber, ob eine ihr nach Artikel
95 Absatz 5 notifizierte einzelstaatliche Maßnahme ge-
rechtfertigt ist, auf die vom Antrag stellenden Mitglied-
staat angegebenen Gründe stützen. Folglich muss der An-
tragsteller den Nachweis dafür erbringen, dass die von
ihm geplante Maßnahme gerechtfertigt ist. Das Verfahren
des Artikels 95 EG-Vertrag, insbesondere die darin fest-
gesetzte knappe Entscheidungsfrist, zwingt die Kommis-
sion, sich auf die Prüfung der vom Antrag stellenden
Mitgliedstaat übermittelten Unterlagen zu beschränken,
ohne selbst nach möglichen Begründungen zu suchen.

1. Vorliegen neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse

(25) Die niederländischen Behörden halten ihren Antrag für
gerechtfertigt, weil seit Verabschiedung der Richtlinie
98/69/EG neue wissenschaftliche Erkenntnisse über die
Wirkung von Feinstaubpartikeln auf Gesundheit und Um-
welt gewonnen worden sind. Nach diesen Erkenntnissen
verursachen übermäßige Partikelemissionen gesundheitli-
che Schäden und führen u. a. zu vorzeitigem Tod und
zur Beeinträchtigung der Lungenfunktion.

(26) Die von den Niederlanden übermittelten Unterlagen zu
neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen über die Auswir-
kungen von Feinstaubpartikeln auf Gesundheit und Um-
welt umfassen nationale und internationale Studien, Ver-
öffentlichungen und Gutachten. Sie geben einen umfas-
senden Überblick über die seit Verabschiedung der Richt-
linie 98/69/EG gewonnenen Erkenntnisse über die ge-
sundheitlichen Auswirkungen der Exposition gegenüber
Feinstaub.

(27) Die niederländischen Behörden führen an, dass ein Zu-
sammenhang zwischen der Exposition gegenüber Fein-
staub und verschiedenen gesundheitlichen Schäden in-
zwischen erwiesen ist, was auch in zahlreichen wissen-
schaftlichen Veröffentlichungen aus neuerer Zeit bestätigt
wird. Die von Feinstaub verursachten gesundheitlichen
Schäden können unterteilt werden in solche, die auf rela-
tiv kurzzeitige Exposition zurückzuführen sind (akute
Schäden) und solche, die auf langfristige Exposition zu-
rückzuführen sind (chronische Schäden). Aus den von
den Niederlanden übermittelten Studien geht hervor,
dass die Schäden infolge kurzzeitiger Exposition zwar
nicht zu vernachlässigen sind, dass die Langzeitexposition
gegenüber Feinstaub aber zu ernsthafteren Schäden führt.
Folgen kurzzeitiger Exposition sind u. a. entzündliche
Reaktionen der Lunge, Atembeschwerden, Schädigung
des Herz-Kreislauf-Systems, erhöhter Gebrauch von Me-
dikamenten, häufigere Krankenhausaufenthalte und er-
höhte Sterblichkeit. Folgen von Langzeitexposition sind
u. a. Zunahme von Erkrankungen der unteren Atemwege

und chronischen obstruktiven Lungenkrankheiten, Beein-
trächtigung der Lungenfunktion bei Kindern und Erwach-
senen und verminderte Lebenserwartung, überwiegend
infolge von Herz-Lungen-Erkrankungen und wahrschein-
lich von Lungenkrebs.

(28) Aus den von den niederländischen Behörden übermittel-
ten Unterlagen geht hervor, dass die gesundheitsschäd-
liche Wirkung von Feinstaubpartikeln bestimmter Frak-
tionen und aus bestimmten Quellen zwar nicht vollstän-
dig erwiesen ist, dass aber die Ergebnisse neuerer epide-
miologischer und toxikologischer Studien darauf hindeu-
ten, dass Feinstaubpartikel aus Verbrennungsprozessen
wie Russ aus Dieselmotoren besonders schädlich sind,
weil Feinstaubpartikel aus der Primärverbrennung sehr
klein sind und Stoffe wie Übergangsmetalle und reak-
tionsfähige organische Verbindungen enthalten. Wegen
ihrer geringen Größe können Feinstaubpartikel aus
Verbrennungsprozessen die Schutzmechanismen des
menschlichen Organismus umgehen und in die Blutbahn
und verschiedene Gewebe gelangen. Die niederländischen
Behörden weisen darauf hin, dass in epidemiologischen
Studien an großen Populationen kein Konzentrations-
schwellenwert ermittelt werden konnte, unterhalb dessen
Feinstaub in der Luft keinen Einfluss auf Morbidität und
Mortalität hat.

(29) Die niederländischen Behörden halten es zum Schutz der
Gesundheit der Bevölkerung für geboten, deren Exposi-
tion gegenüber vom Straßenverkehr emittierten Fein-
staubpartikeln so rasch und so weit wie möglich zu ver-
mindern, obwohl die Auswirkungen solcher Partikel auf
die Gesundheit derzeit noch nicht ausreichend quantifi-
ziert werden können.

(30) Nach Ansicht der niederländischen Behörden belegen
neuere wissenschaftliche Untersuchungen, dass Feinstaub
für bestimmte Gruppen ein höheres Gesundheitsrisiko
birgt. Zu diesen Gruppen gehören Personen, die von
Natur aus anfällig für Schäden durch Feinstaubexposition
sind (wie Personen mit entsprechender genetischer Dis-
position, kleine Kinder, alte Menschen, Personen mit
Atemwegs- und Lungenerkrankungen), Personen, die be-
dingt durch soziale und Umweltfaktoren oder durch ihr
persönliches Verhalten dafür anfälliger werden, und Per-
sonen, die Luftschadstoffen in hohem Maße ausgesetzt
sind, weil sie in der Nähe einer verkehrsreichen Straße
wohnen oder viel Zeit im Freien verbringen. Da in den
Niederlanden ein großer Teil der Bevölkerung in Städten
und in der Nähe verkehrsreicher Straßen wohnt, bildet
Feinstaub dort nach Ansicht der niederländischen Behör-
den eine erhebliches Gesundheitsrisiko für die Bevölke-
rung.
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(31) Die Kommission merkt an, dass die Auswirkungen der
Feinstaubkonzentration in der Luft auf Umwelt und Ge-
sundheit zum Teil schon vor Verabschiedung der Richt-
linie 98/69/EG bekannt waren. Schon damals wurde an-
genommen, dass feinere Partikel gesundheitsschädlicher
sind als grobe. Allerdings lagen nur wenige Studien zu
dieser Frage vor. Seither wurden zahlreiche neue epide-
miologische Studien zu verschiedenen Aspekten der
Feinstaubexposition und ihrer Auswirkungen auf die Ge-
sundheit durchgeführt. Sie belegen insbesondere die An-
nahme, dass feine Staubpartikel gesundheitsschädlicher
sind als gröbere (8). Die Ergebnisse dieser neuen Studien
veranlassten die Weltgesundheitsorganisation, in den Jah-
ren 2000, 2003 und 2004 ihre „Leitlinien für die Luft-
qualität in Europa“ zu aktualisieren und für die Partikel-
konzentration neue Werte festzusetzen (9).

(32) Nach den vorstehenden Ausführungen verfügen die Nie-
derlande über die von Artikel 95 Absatz 5 geforderten
neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse zum Schutz der
Umwelt, die zum Zeitpunkt der Verabschiedung der
Richtlinie 98/69/EG noch nicht vorlagen.

2. Spezifisches Problem der Niederlande, das nach Verabschie-
dung der Richtlinie 98/68/EG aufgetreten ist

(33) Die niederländischen Behörden vertreten die Auffassung,
dass in ihrem Land ein spezifisches Problem aufgetreten
ist, dass bei Verabschiedung der Richtlinie 98/69/EG
noch nicht bestand. Zum einen argumentieren sie, dass
die Niederlande seit etwa eineinhalb Jahren Schwierigkei-
ten haben, der Richtlinie 99/30/EG nachzukommen.
Zum anderen führen sie an, dass infolge des Anstiegs
der Benzinpreise, eines vielfältigeren Angebots an Diesel-
modellen und der stark verbesserten Leistung und Wirt-
schaftlichkeit von Dieselmotoren der Bestand an Diesel-
Pkw deutlich zugenommen hat. Der Anteil der Diesel-
fahrzeuge am Pkw-Bestand wuchs von unter 15 % im
Jahr 1995 auf ca. 25 % heute. Mit einer derartigen Zu-
nahme war bei Verabschiedung der Richtlinie 98/69/EG
nicht zu rechnen. Aufgrund all dieser Faktoren machte
sich das heutige Problem der Luftverschmutzung erst
nach 1998 bemerkbar.

(34) Feinstaub gibt den niederländischen Behörden Anlass zu
erheblicher Besorgnis, weil in den Niederlanden die Be-
völkerung und die Infrastruktur stärker konzentriert sind
als in anderen europäischen Ländern. Nach ihrer Ansicht
nehmen die Niederlande eine Sonderstellung in Europa
ein, weil sie den Raum besonders intensiv nutzen und
eine sehr hohe Dichte von Menschen, Haustieren, Ver-
kehr und Industrie aufweisen, was zu hohen Emissionen
je Quadratkilometer führt. Außerdem machen die nieder-
ländischen Behörden geltend, dass die Schadstoffbelas-
tung ihres Landes zu einem erheblichen Teil ihren Ur-

sprung im Ausland hat. So werden 45 % der gesamten
Feinstaubbelastung in den Niederlanden vom Menschen
verursacht, und zwei Drittel davon stammen aus dem
Ausland. In den Städten beträgt der inländische Anteil
an der anthropogenen Feinstaubbelastung 30—45 %, wo-
bei der Verkehr eine der Hauptverursacher ist.

(35) Nach Angabe der niederländischen Behörden werden die
in der Richtlinie 99/30/EG festgelegten Grenzwerte der
Feinstaubkonzentration in der Luft in weiten Teilen der
Niederlande nicht eingehalten. Zwar haben die Partikele-
missionen der einzelnen Fahrzeuge in den Niederlanden
zwischen 1990 und 2003 stark abgenommen, doch
reicht das wegen des sehr dichten Verkehrs und der
sehr hohen Bevölkerungs- und Bebauungsdichte nicht
aus, um die Gesundheitsrisiken der Feinstaubexposition
deutlich zu mindern und die europäischen Luftqualitäts-
normen zu erfüllen.

(36) Von den gesamten inländischen Feinstaubemissionen
stammt nach Angabe der niederländischen Behörden
ein Drittel vom Verkehr, ein weiteres Drittel von der
Industrie und etwa ein Viertel von der Landwirtschaft.
Feinstaubpartikel aus Motorabgasen gehören zu den ge-
sundheitsschädlichsten. Den größten Teil der Feinstaubex-
position verursacht aber der Verkehr, weil er seine Schad-
stoffe in der Nähe von Wohnungen und anderen sen-
siblen Flächennutzungen emittiert.

(37) In den ihrer Notifizierung beigefügten Dokumenten „Mi-
lieubalans 2005“ (Umweltbilanz 2005) und „Fijn stof
nader bekeken“ (Feinstaub näher betrachtet) weisen die
niederländischen Behörden darauf hin, dass die Feinstaub-
konzentration in der Luft in weiten Teilen der Nieder-
lande die europäischen Grenzwerte überschreitet und ge-
ben an, dass im Jahr 2010 die Überschreitung der Tages-
grenzwerte immer noch häufig, die Überschreitung der
Jahresgrenzwerte dagegen nur noch selten vorkommen
wird. Sie merken an, dass Überschreitungen der Grenz-
werte der Richtlinie 99/30/EG in fast allen europäischen
Großstädten zu beobachten sind. In den Niederlanden, in
Belgien, im Ruhrgebiet und im industrialisierten Norden
Italiens sind diese Überschreitungen jedoch großräumiger
als in anderen Mitgliedstaaten.

(38) Die niederländischen Behörden halten es für unmöglich,
aus diesen Fakten weit reichende Schlüsse zu ziehen,
ohne die Größe und die besonderen Gegebenheiten in
den verschiedenen Regionen zu berücksichtigen. Sie wei-
sen auch darauf hin, dass die Luftqualität in den Nieder-
landen sehr aufwändig ermittelt wird und zusätzlich zu
den vorgeschriebenen Messungen komplexe Modelle zur
Anwendung kommen. Nur wenige andere EU-Mitglied-
staaten arbeiten mit Modellen, die meisten beschränken
sich auf die Messungen. Einige der festgestellten Unter-
schiede könnten auf die Verwendung unterschiedlicher
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Korrekturfaktoren zurückzuführen sein. So werden in
den Niederlanden die Messwerte mit einem Faktor von
1,33 multipliziert. Nach Angabe der niederländischen Be-
hörden folgen einige Mitgliedstaaten der Empfehlung der
Kommission und arbeiten mit einem Korrekturfaktor von
1,3. Die meisten aber arbeiten mit kleineren oder ohne
Korrekturfaktoren. Außerdem erfassen nicht alle Mitglied-
staaten die Luftqualität straßenweise, sodass dort wahr-
scheinlich etliche Zonen mit erhöhter Schadstoffkonzent-
ration nicht ermittelt werden.

(39) Schließlich weisen die niederländischen Behörden auf die
besondere Rechtslage in ihrem Land hin. Nach der 2001
in Kraft getretenen Luftqualitätsverordnung können Neu-
und Ausbauprojekte gestoppt werden oder es können
Änderungen an ihnen verlangt werden, wenn zu befürch-
ten ist, dass sie sich nachteilig auf die Luftqualität aus-
wirken. Bisher wurden bei verschiedenen gerichtlichen
Instanzen, u. a. beim Staatsrat, über 40 Einwendungen
gegen Raumordnungsprojekte mit der Begründung erho-
ben, sie seien möglicherweise nicht mit der Luftqualitäts-
verordnung vereinbar. In einem Drittel der Fälle erklärte
der Staatsrat den Plan für ungültig.

(40) Die Kommission merkt an, dass zwar ein erheblicher
Anteil des die Niederlande belastenden Feinstaubs über
die Grenzen transportiert wird, dieser Anteil jedoch nicht
höher ist als in den anderen Benelux-Staaten (10). Sie
merkt ferner an, dass in den Niederlanden die Binnen-
und Seeschifffahrt einen erheblich höheren Anteil an der
Feinstaubbelastung haben als in den übrigen Mitgliedstaa-
ten (11). Der große Hafen Rotterdam ist zwar selbst keine
vorherrschende Quelle von Feinstaub, er hat aber einen
erheblichen Einfluss auf Wirtschaftstätigkeit und Verkehr
in den Niederlanden und in ihrer Nachbarschaft (10).

(41) Aus den nach der Richtlinie 96/62/EG des Rates über-
mittelten jährlichen Berichten geht hervor, dass in den
Niederlanden im Jahr 2003 keine bedeutend höheren
Grenzwertüberschreitungen zu beobachten waren als in
anderen Mitgliedstaaten (wie Belgien, Österreich, Grie-
chenland, Tschechien, Litauen, Slowenien und der Slowa-
kischen Republik). Da die Niederlande für 2004 noch
keine amtlichen Daten übermittelt haben, ist es nicht
möglich, für das Jahr 2004 die Luftqualität in den Nieder-
landen mit der in anderen Mitgliedstaaten zu vergleichen.
Außerdem hat die niederländische Umweltagentur (Mi-
lieu- en Natuurplanbureau — MNP) kürzlich (im März
2006) einen neuen Bericht über die PM10-Konzentratio-
nen veröffentlicht, aus dem hervorgeht, dass die festge-
stellten Konzentrationen um 10 bis 15 % niedriger sind
als zunächst angenommen. Die Abnahme PM10-Konzent-
ration ist ortsabhängig und ist in ländlichen Regionen
größer als in Städten. Dem MNP-Bericht zufolge wird

sich die Zahl der Gebiete, in denen die Schadstoffgrenz-
werte überschritten werden, in den Zeiträumen 2005 bis
2010 und 2010 bis 2015 jeweils halbieren.

(42) Die Daten für 2003 und die von der niederländischen
Regierung übermittelten neuen Informationen, die dem
MNP-Bericht entnommen sind, begründen erhebliche
Zweifel daran, dass in den Niederlanden ein spezifisches
Problem besteht, d. h, dass es den Niederlanden deutlich
schwerer fällt als anderen Mitgliedstaaten, die Grenzwerte
der Luftqualitäts-Richtlinie einzuhalten. Insbesondere ist
in den Niederlanden die Gesamtpartikelemission (PM10
und PM2.5) je Quadratkilometer nur halb so groß wie
in Belgien (11).

(43) Konkret: es erscheint zweifelhaft, ob ein spezifisches
Problem hinsichtlich der Richtlinie 98/69/EG besteht.
Wie bereits unter Ziffer 40 gesagt ist für die Niederlande
kennzeichnend, dass die Binnen- und Seeschifffahrt einen
erheblich höheren Anteil an der Feinstaubbelastung ha-
ben als in den übrigen Mitgliedstaaten. Zudem liegt der
Anteil von Diesel-Pkw (25 % der Neuwagen) deutlich un-
ter dem EU-Durchschnitt (ca. 50 % der Neuwagen). Es
erscheint deshalb fraglich, ob hinsichtlich der Partikele-
missionen von unter die Richtlinie 98/69/EG fallenden
Dieselfahrzeugen ein spezifisches Problem besteht.

(44) Die Niederlande haben nach Auffassung der Kommission
nicht hinreichend belegt, dass sie ein spezifisches Prob-
lem hinsichtlich der Richtlinie 98/69/EG haben.

3. Prüfung nach Artikel 95 Absatz 6 EG-Vertrag

(45) Nach Artikel 95 Absatz 6 EG-Vertrag hat die Kommis-
sion zu prüfen, ob die notifizierten einzelstaatlichen Be-
stimmungen ein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung
oder eine verschleierte Beschränkung des Handels zwi-
schen den Mitgliedstaaten darstellen und ob sie das Funk-
tionieren des Binnenmarktes behindern.

(46) Die letztgenannte Bedingung darf nicht so verstanden
werden, dass nationale Maßnahmen mit Auswirkungen
auf das Funktionieren des Binnenmarktes grundsätzlich
unzulässig sind. Jede nationale Maßnahme, mit der von
einer zur Verwirklichung des Binnenmarktes erlassenen
Harmonisierungsmaßnahme abgewichen wird, wirkt sich
auf das Funktionieren des Binnenmarktes aus. Damit die
in Artikel 95 EG-Vertrag vorgesehene Möglichkeit einer
Abweichung überhaupt genutzt werden kann, ist nach
Ansicht der Kommission eine Behinderung des Binnen-
marktes im Sinne von Artikel 95 Absatz 6 zu verstehen
als eine durch eine nationale Maßnahme verursachte Stö-
rung, die in einem Missverhältnis zu dem mit ihr ver-
folgten Ziel steht.
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(47) Nach Auffassung der niederländischen Behörden ist die
Maßnahme notwendig, um die Umweltqualität zu verbes-
sern und die menschliche Gesundheit zu schützen, und
ist weder ein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung
noch eine verschleierte Beschränkung des Handels zwi-
schen den Mitgliedstaaten. In Anbetracht der Risiken von
Feinstaubemissionen für die Umwelt und die menschliche
Gesundheit und der besonderen Schadstoffbelastung in
dicht besiedelten Regionen wie den Niederlanden sei die
Maßnahme dem mit ihr verfolgten Ziel angemessen. Au-
ßerdem seien alle Fahrzeugtypen mit nennenswertem
Dieselanteil bereits mit Partikelfilter erhältlich oder wür-
den demnächst damit erhältlich sein. Die notifizierte
Maßnahme würde die Hersteller also nicht zu radikalen
Änderungen an ihren Fahrzeugen zwingen.

(48) Die Regierungen Frankreichs und Italiens haben inner-
halb der vorgesehenen Frist zu der von den Niederlanden
notifizierten Maßnahme Stellung genommen. Alle sind
der Ansicht, dass diese Maßnahme den Binnenmarkt für
Kraftfahrzeuge verzerren würde. Sie verweisen die Nieder-
lande auf die Möglichkeit, durch Steueranreize die vor-
zeitige Einführung von Fahrzeugen zu fördern, die bereits
den Euro 5-Grenzwert für Partikelemissionen von
5 mg/km einhalten. So könnte eine künftige europäische
Emissionsnorm vorzeitig angewandt werden, ohne dass
der Binnenmarkt für Kraftfahrzeuge gestört würde.

(49) Wie bereits in Ziffer 46 gesagt ist eine Behinderung des
Binnenmarktes im Sinne von Artikel 95 Absatz 6 EG-
Vertrag zu verstehen als eine durch eine nationale Maß-
nahme verursachte Störung, die in einem Missverhältnis
zu dem mit ihr verfolgten Ziel steht. Die Kommission
richtet ihre Prüfung nach Artikel 95 Absatz 6 EG-Vertrag
deshalb auf den Aspekt der Verhältnismäßigkeit. Sie be-
urteilt, ob die notifizierte Maßnahme über das hinaus-
geht, was zur Erreichung des erklärten Ziels der Verbes-
serung von Umwelt- und Gesundheitsschutz erforderlich
ist. Dabei lässt sie sich von dem Grundsatz leiten, dass
von mehreren geeigneten Maßnahmen diejenige zu wäh-
len ist, die mit den geringsten Beschränkungen verbun-
den ist.

(50) Die Kommission erkennt sehr wohl die Notwendigkeit,
die Emissionen von Luftschadstoffen durch Kraftfahr-
zeuge weiter zu vermindern. Deshalb hat sie vor kurzem
die bereits erwähnten Euro 5-Grenzwerte vorgeschlagen.
Die Partikelemissionen von Pkw und leichten Nutzfahr-
zeugen sollen nach diesem Vorschlag um 80 % gesenkt
werden. Der Euro 5-Vorschlag ist ein Kompromiss. Einer-

seits sollen Kraftfahrzeuge umweltfreundlicher werden,
andererseits muss den Herstellern genug Zeit für Entwick-
lung und Produktionsplanung gegeben werden. Das
kommt insbesondere in den Bestimmungen für das In-
krafttreten der neuen Grenzwerte zum Ausdruck. Mit der
von ihnen geplanten vorgezogenen Anwendung der Euro
5-Grenzwerte für Partikelemissionen würden die nieder-
ländischen Behörden die Vorlaufzeit für die Umsetzung
drastisch verkürzen. Das brächte erhebliche Nachteile für
die Fahrzeughersteller mit sich, da sie dann ihre Fahr-
zeuge an die besonderen Anforderungen des niederländ-
ischen Marktes anpassen oder ihr Angebot auf diesem
Markt einschränken müssten. Es ist zu beachten, dass
derzeit noch nicht alle Fahrzeugtypen der Klassen M1
und N1 Gruppe I mit Partikelfilter erhältlich sind. Die
niederländischen Behörden führen an, dass in den Nieder-
landen etliche Typen von Diesel-Pkw bereits mit Partikel-
filter erhältlich sind oder demnächst erhältlich sein wer-
den. Soweit der Kommission bekannt ist (Stand Dezem-
ber 2005), sind jedoch von den ca. 710 auf dem nieder-
ländischen Markt angebotenen Pkw-Typen mit Dieselmo-
tor mindesten 240 nicht mit Partikelfilter erhältlich und
könnten in den Niederlanden nicht mehr angeboten wer-
den, wenn die geplante Maßnahme erlassen würde. Da es
bei einigen Modellen die größeren Motoren sind, die mit
Partikelfilter ausgerüstet werden, besteht die Gefahr, dass
die niederländische Maßnahme gerade die kleineren, ver-
brauchsgünstigeren Motoren dieser Modelle vom nieder-
ländischen Markt ausschliessen könnte, und das würde
der Politik der EU zur Senkung der CO2-Emissionen zu-
wider laufen.

(51) Nach Auskunft der niederländischen Behörden ist die von
ihnen geplante Maßnahme Teil eines Maßnahmenpakets
zur Verbesserung der Luftqualität in den Niederlanden
(„Prinsjesdag“-Maßnahmenpaket). Es betrifft überwiegend
den Straßenverkehr, weil Partikel in Motorabgasen zu den
schädlichsten Feinstaubpartikeln zählen. Vorgesehen sind
u. a. Prämien für die Ausrüstung neuer und älterer Diesel-
fahrzeuge mit Partikelfiltern, Anreize zur Minderung der
Umweltbelastung durch den Stadtverkehr, den LKW-Ver-
kehr und den Schiffsverkehr und die Förderung umwelt-
freundlicher Kraftstoffe. Derzeit wird untersucht, ob eine
Abwrackprämie für ältere (Diesel-) Fahrzeuge wirtschaft-
lich sinnvoll ist. Das Maßnahmenpaket umfasst weitere
Maßnahmen für den Verkehr, die Industrie und die Land-
wirtschaft, u. a. lokale Maßnahmen wie die Senkung der
zulässigen Geschwindigkeit auf bestimmten Straßen. Vor-
gesehen sind auch lokale Maßnahmen wie die Aufstel-
lung und Umsetzung kommunaler Luftqualitätspläne,
die Förderung eines umweltfreundlicheren Verkehrs in
den Kommunen und Provinzen und die Gewährung
von Zuschüssen zu den Kosten für die Ausrüstung von
Fahrzeugen mit leistungsfähiger Emissionsschutztechnik
wie Partikelfilter. Außerdem werden Kommunen unter-
stützt, die nur schadstoffarmen oder leisen Fahrzeugen
die Zufahrt zu städtischen Kerngebieten gestatten wollen.
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(52) Die niederländischen Behörden geben einen Überblick
über alle von ihnen geplanten Maßnahmen mit einer
Analyse von Kosten und Nutzen. Einige der Maßnahmen
des „Prinsjesdag“-Pakets sind fest geplant, ausführlich spe-
zifiziert, finanziell gesichert und fallen in die Zuständig-
keit der Zentralregierung. Über andere wird später oder
von anderen Stellen (wie etwa der Europäischen Union)
entschieden, ihre Rechtsnatur und ihre Finanzierung ste-
hen noch nicht fest oder für sie ist nicht die Zentral-
regierung zuständig.

(53) Damit beurteilt werden kann, ob die notifizierte Maß-
nahme im Hinblick auf die erklärten Ziele verhältnismä-
ßig ist, ist nach Ansicht der Kommission zu untersuchen,
inwieweit den niederländischen Behörden alternative Mit-
tel zur Verfügung stehen, die bei gleichem Effekt (Sen-
kung der Konzentration von Feinstaub, insbesondere von
Ultrafeinstaub, in der Luft) den Binnenmarkt weniger stö-
ren. Dabei ist zunächst der potenzielle Nutzen der noti-
fizierten Maßnahme zu prüfen.

(54) Nach Auskunft der niederländischen Behörden wäre für
das Jahr 2010 eine Reduzierung der gesamten emittierten
Partikelmasse um 400 bis 500 t zu erwarten, wenn ab
1. Januar 2007 für Fahrzeuge der Klassen M1 und N1
Gruppe I ein Partikelfilter vorgeschrieben wäre. Das ent-
spricht ca. 50 % der Reduzierung, die von der Gesamtheit
der für den Straßenverkehr geplanten Maßnahmen erwar-
tet wird. Die Zahlen beruhen auf der Tatsache, dass zum
Zeitpunkt der Notifizierung der Maßnahme 10 % aller
Dieselfahrzeuge mit Partikelfilter ausgerüstet waren und
auf der Annahme, dass die Euro 5-Grenzwerte frühestens
am 1. Juli 2008 für neue Fahrzeugtypen und frühestens
am 1. Januar 2010 für alle Neufahrzeuge verbindlich
werden.

(55) Die Niederlande fördern seit 1. Juni 2005 die Ausrüstung
neuer Dieselfahrzeuge mit Partikelfilter durch Steuerver-
günstigungen. In dem Dokument „Bewertung des ‚Prins-
jesdag‘-Maßnahmenpakets zur Verbesserung der Luftqua-
lität 2005“ (Beoordeling van het prinsjesdagpakket —

Aanpak Luchtkwaliteit 2005) wird u. a. die Wirkung
dieser Förderung bewertet. Die niederländischen Behör-
den nehmen an, dass aufgrund dieser Förderung im
Jahr 2008 70 bis 90 % der in den Niederlanden verkauf-
ten neuen Dieselfahrzeuge mit Partikelfilter ausgerüstet
sein werden, sofern die Euro 5-Grenzwerte frühestens
am 1. Juli 2008 für neue Fahrzeugtypen und frühestens
am 1. Januar 2010 für alle Neufahrzeuge verbindlich
werden. Für 2006 schätzen sie diesen Anteil auf 40 bis
60 %, für 2007 auf 60 bis 80 %. Die Kommission
kommt deshalb zu dem Schluss, dass in Anbetracht der
bereits laufenden Förderung und des allgemeinen Trends

in Europa zur Ausrüstung von Dieselfahrzeugen mit Par-
tikelfilter der zusätzliche Nutzen der notifizierten Maß-
nahme wesentlich geringer ist als veranschlagt und für
2010 eine Reduzierung der Partikelmasse um lediglich ca.
50 t statt um 400 bis 500 t zu erwarten ist (12). Ferner
ist anzumerken, dass die Wirkung der bestehenden
steuerlichen Anreize durch ergänzende Maßnahmen ge-
steigert werden kann wie mit dem Gemeinschaftsrecht
konforme Fahrverbote in bestimmten Gebieten für Die-
selfahrzeuge, deren Partikelemissionen bestimmte Grenz-
werte überschreiten. Die Erfahrung in anderen Mitglied-
staaten zeigt, dass die bloße Ankündigung solcher selek-
tiver Fahrverbote ausreicht, um Kaufentscheidungen zu-
gunsten von Dieselfahrzeugen mit Partikelfilter oder von
Fahrzeugen mit anderen Antriebssystemen zu beeinflus-
sen.

(56) Die niederländischen Behörden geben an, dass keine an-
dere nationale Maßnahme mit geringeren Auswirkungen
auf den Handel denselben Nutzen für die Umwelt hätte
wie die notifizierte Maßnahme. In dem Dokument „Be-
wertung des ‚Prinsjesdag‘-Maßnahmenpakets zur Verbes-
serung der Luftqualität 2005“ (Beoordeling van het prins-
jesdagpakket — Aanpak Luchtkwaliteit 2005) sagen sie
aber klar, es gebe kosteneffektivere Alternativen zu den
Maßnahmen des „Prinsjesdag“-Pakets. Insbesondere halten
sie eine neue Preispolitik im Verkehrssektor für die kos-
teneffektivste Methode, die Luftqualität landesweit lokal
wie regional zu verbessern. Der gesellschaftliche Gesamt-
nutzen dieser Maßnahme wäre größer als ihre Kosten.
Nach ihren Schätzungen würde die Einführung einer ge-
staffelten Kraftfahrzeugsteuer und einer Straßenbenut-
zungsgebühr bis 2010 zu einer ähnlichen Minderung
der Schadstoffemissionen führen wie für die Maßnahmen
des „Prinsjesdag“-Pakets veranschlagt. Das wäre das Vier-
bis Zehnfache dessen, was von der notifizierten Maß-
nahme zu erwarten wäre (12).

(57) Die niederländischen Behörden geben an, dass eine nach
Ort und Zeit variable Straßenbenutzungsgebühr kurzfris-
tig weitgehend den gleichen Nutzen hätte wie die Maß-
nahmen des „Prinsjesdag“-Pakets. Letztere hätten aber län-
gerfristig weniger Nutzen. Die von ihnen bis 2020 be-
wirkte Verbesserung der Luftqualität wäre geringer. Die
niederländischen Behörden kommen zu dem Ergebnis,
dass die Erhebung einer nach Ort und Zeit variablen
Straßenbenutzungsgebühr den Staat zwar mehr kosten
würde als die Maßnahmen des „Prinsjesdag“-Pakets, dass
sie aber einen erheblichen gesellschaftlichen Nutzen (in
Höhe von 1 bis 1,5 Mrd. EUR jährlich) bringen würden.
Außerdem würde sie zur Milderung anderer gesellschaft-
licher Probleme wie Lärmbelästigung, mangelnde Ver-
kehrssicherheit und Überlastung des Straßennetzes beitra-
gen. Schließlich wird eingeräumt, dass die Maßnahmen
des „Prinsjesdag“-Pakets die „zweitbeste Lösung“ nach ei-
ner neuen Preispolitik im Verkehrssektor sind.
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(58) Auf der Grundlage der von den niederländischen Behör-
den übermittelten Information stellt die Kommission fest,
dass die Erhebung einer Straßenbenutzungsgebühr kos-
teneffektiver ist als die notifizierte Maßnahme und dass
sie zu einer stärkeren Senkung der Emissionen von Ultra-
feinstaub führen würde, ohne grundsätzlich das Funktio-
nieren des Binnenmarktes zu stören. Die Wirkung würde
durch Kombination mit den bereits bestehenden steuer-
lichen Anreizen noch gesteigert und könnte weiter ge-
steigert werden, wenn sie von lokalen Maßnahmen wie
Fahrverbote für ältere Fahrzeuge mit hohem Schadstoff-
ausstoß flankiert würde. Die Kommission weist darauf
hin, dass in anderen Mitgliedstaaten mit ähnlichen Prob-
lemen wie denen der Niederlande etliche Kommunen
bereits Maßnahmen der letztgenannten Art getroffen ha-
ben.

(59) Die niederländischen Behörden könnten nach Ansicht der
Kommission auch einige der fest geplanten zentralen
Maßnahmen des „Prinsjesdag“-Pakets verstärken. So
könnte eine größere als die geschätzte Minderung der
Partikelemissionen erzielt werden, wenn zur Förderung
der Ausrüstung von Fahrzeugen mit Partikelfiltern mehr
Mittel bereitgestellt würden und wenn vor allem die Aus-
rüstung von Fahrzeugen gefördert würde, die überwie-
gend im Stadtverkehr laufen (wie Taxis). Die Kosten der
Ausrüstung von Schiffen mit Dieselpartikelfiltern veran-
schlagen die niederländischen Behörden niedriger als die
Kosten anderer notwendiger Umrüstungen (in der Grö-
ßenordnung von 10 bis 60 EUR je kg (13)). Sie wären
geringer als die von den niederländischen Behörden ge-
schätzten von Feinstaub verursachten Gesundheitskosten
(340 EUR je kg in Städten und 80 EUR je kg in länd-
lichen Regionen). Es sollte beachtet werden, dass nach
den mithilfe der RAINS-Modelle getroffenen Voraussagen
zwar der Anteil der Pkw und leichten Nutzfahrzeuge an
den gesamten Partikelemissionen in den nächsten Jahren
abnehmen wird, der Anteil der Binnen- und Seeschiff-
fahrt dagegen zunehmen wird.

(60) Denkbar wäre auch ein früherer Beginn einiger der noch
nicht fest geplanten Maßnahmen des „Prinsjedag“-Pakets,
die in die Zuständigkeit des niederländischen Staates fal-
len. Hierzu ist anzumerken, dass die nicht fest geplanten
Maßnahmen des Pakets in ihrer Gesamtheit ein höheres
Potenzial zur Senkung der Partikelemissionen haben als
die fest geplanten. Insbesondere lässt sich nach Schätzung
der niederländischen Behörden bis 2010 eine Senkung
der emittierten Partikelmasse um 4 400 t erzielen,
wenn in Viehzuchtbetrieben mit Intensivhaltung Luftwä-
scher installiert werden. Das ist um ein Vielfaches mehr
als die von der notifizierten Regelung erwartete Senkung
(um 50 t, siehe Ziffer 54). Die Wirkung der Maßnahme
wäre in schwächer besiedelten Regionen voraussichtlich

größer als in Städten. Da sie eine so starke Senkung der
Hintergrundkonzentration von Feinstaub und einen bes-
seren Schutz der öffentlichen Gesundheit verspricht, wäre
zu überlegen, sie früher als geplant durchzuführen.

(61) Nach Ansicht der Kommission geht aus den ihr vorlie-
genden Informationen eindeutig hervor, dass die nieder-
ländischen Behörden ihre erklärten Umwelt- und Gesund-
heitsschutzziele auch mit Maßnahmen erreichen können,
die weniger einschränkend sind als die notifizierte Maß-
nahme. Stünde die notifizierte Maßnahme im Wider-
spruch zum EG-Typgenehmigungssystem für Kraftfahr-
zeuge, so würden die alternativen Maßnahmen grund-
sätzlich keine Abweichungen von bestehenden EG-Har-
monisierungsmaßnahmen darstellen. Warum solche alter-
nativen Maßnahmen schließlich nicht vorgesehen wur-
den, obwohl sie in Betracht gezogen worden waren
und obwohl sich mit ihnen mindestens die gleiche Sen-
kung der Partikelemissionen erreichen lässt wie mit der
notifizierten Maßnahme, wird aus den von den nieder-
ländischen Behörden übermittelten Unterlagen nicht klar
ersichtlich. Die Kommission erinnert daran, dass die Mit-
gliedstaaten verpflichtet sind, unter mehreren zur Errei-
chung ihrer Umwelt- und Gesundheitsschutzziele geeig-
neten Maßnahmen diejenige zu wählen, die den Binnen-
markt am wenigsten stört.

(62) Die Kommission hat Grund zu der Annahme, dass die ihr
notifizierte einzelstaatliche Maßnahme nicht die am we-
nigsten einschränkende Maßnahme ist, die geeignet ist,
die erklärten Umwelt- und Gesundheitsschutzziele zu er-
reichen, und dass sie, sollte sie erlassen werden, das
Funktionieren des Binnenmarktes unverhältnismäßig be-
einträchtigen würde.

4. Internationaler Kontext

(63) Zum internationalen Kontext der notifizierten Maßnahme
hat die Kommission Folgendes anzumerken: Mit dem Be-
schluss Nr. 97/836/EG des Rates vom 27. November
1997 über den Beitritt der Europäischen Gemeinschaft
zu dem Übereinkommen der Wirtschaftskommission
für Europa der Vereinten Nationen über die Annahme
einheitlicher technischer Vorschriften für Radfahrzeuge,
Ausrüstungsgegenstände und Teile, die in Radfahrzeu-
ge(n) eingebaut und/oder verwendet werden können,
und die Bedingungen für die gegenseitige Anerkennung
von Genehmigungen, die nach diesen Vorschriften erteilt
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wurden („Geändertes Übereinkommen von 1958“) (14)
trat die Europäische Gemeinschaft der UN/ECE-Regelung
Nr. 83 (15) bei, die im Rahmen des Übereinkommens
über die Annahme einheitlicher technischer Vorschriften
für Radfahrzeuge, Ausrüstungsgegenstände und Teile, die
in Radfahrzeuge(n) eingebaut und/oder verwendet werden
können, und die Bedingungen für die gegenseitige Aner-
kennung von Genehmigungen, die nach diesen Vorschrif-
ten erteilt wurden („Geändertes Übereinkommen von
1958“) angenommen wurde. Diese Regelung stimmt in
ihrem Anwendungsbereich und den in ihr festgelegten
Emissionsgrenzwerten überein mit der Richtlinie
70/220/EWG, zuletzt geändert durch die Richtlinie
98/69/EG. In Artikel 3 des Übereinkommens von 1958
heißt es: „Radfahrzeuge, Ausrüstungsgegenstände oder
Teile, für die von einer Vertragspartei Typgenehmigungen
nach Artikel 2 erteilt wurden und die entweder im Ho-
heitsgebiet einer Vertragspartei, die die betreffende Rege-
lung anwendet, oder in einem anderen Land hergestellt
worden sind, das von der Vertragspartei benannt worden
ist, die die Typen der betreffenden Radfahrzeuge, Aus-
rüstungsgegenstände oder Teile ordnungsgemäß geneh-
migt hat, gelten als übereinstimmend mit den Vorschrif-
ten aller Vertragsparteien, die diese Regelung im Rahmen
der Typgenehmigung anwenden.“

(64) Die von den niederländischen Behörden notifizierte Maß-
nahme enthält keinerlei Bestimmung, die den Betrieb von
Fahrzeugen erlaubt, die nach der UN/ECE-Regelung Nr.
83 typgenehmigt worden sind. Im Hoheitsgebiet anderer
Vertragsparteien hergestellte Fahrzeuge, die den Anforde-
rungen der Regelung Nr. 83 entsprechen, könnten in den
Niederlanden nicht in Verkehr gebracht werden. Die
Maßnahme würde damit gegen das Übereinkommen
von 1958 verstoßen. Nach der Rechtsprechung des Eu-
ropäischen Gerichtshofes muss die Auslegung des Ge-
meinschaftsrechts so weit wie möglich mit den interna-
tionalen Verpflichtungen der Gemeinschaft vereinbar
sein. Die Kommission muss also sicherstellen, dass die
Gemeinschaft ihren Verpflichtungen aus dem Überein-
kommen von 1958 nachkommt. Die Niederlande müs-
sen sich folglich an die Bestimmungen der UN/ECE-Rege-
lung Nr. 83 halten. Eine Abweichung davon würde die
Anerkennung von EG-Typgenehmigungen durch die üb-
rigen Vertragsparteien gefährden und hätte überpropor-
tionale Auswirkungen auf die Kraftfahrzeugexporte der
EG in diese Länder.

IV SCHLUSSFOLGERUNG

(65) Auf der Grundlage der Informationen, die ihr zur sach-
lichen Beurteilung der Begründung der notifizierten ein-
zelstaatlichen Maßnahme zur Verfügung standen, und
vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen vertritt
die Kommission die Auffassung, dass der am 2. Novem-
ber 2005 eingereichte Antrag des Königreichs der Nieder-
lande auf Einführung einzelstaatlicher Maßnahmen in Ab-
weichung von der Richtlinie 98/69/EG

— zulässig ist,

— nicht alle in Artikel 95 EG-Vertrag genannten
Voraussetzungen erfüllt. Es wurde nicht nachgewie-
sen, dass in den Niederlanden ein spezifisches Prob-
lem hinsichtlich der Richtlinie 98/69/EG besteht, und
selbst wenn das Bestehen eines solchen Problems ein-
geräumt wird, ist die notifizierte Maßnahme nach
Ansicht der Kommission unverhältnismäßig im Hin-
blick auf die mit ihr verfolgten Ziele.

(66) Die Kommission vertritt daher die begründete Auffas-
sung, dass die ihr notifizierte einzelstaatliche Maßnahme
nicht nach Artikel 95 Absatz 6 EG-Vertrag gebilligt wer-
den kann —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die vom Königreich der Niederlande nach Artikel 95 Absatz 5
EG-Vertrag notifizierten Bestimmungen zur verbindlichen Fest-
legung eines Grenzwertes der Partikelemissionen von 5 Milli-
gramm je Kilometer für Nutzfahrzeuge mit einer zulässigen Ge-
samtmasse bis 1 305 kg (Fahrzeugklasse N1 Gruppe I) und für
Personenkraftwagen (Fahrzeugklasse M1) werden abgelehnt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an das Königreich der Niederlande ge-
richtet.

Brüssel, den 3. Mai 2006

Für die Kommission
Günter VERHEUGEN

Vizepräsident
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